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Kein Schadensersatzanspruch wegen Weiterbehandlung trotz Sterbewunsch 
 
Betroffene Normen: BGB § 280, § 823 Abs. 1, § 1896, § 1901 
 
Leitsatz des Bearbeiters: 
 
Da die Frage, ob eine Pflegeeinrichtung einen Wachkomapatienten durch Unterlassen 
lebenserhaltender Maßnahmen sterben lassen darf, rechtlich noch nicht völlig geklärt ist, 
können Schadensersatzansprüche daraus, dass die Maßnahmen nicht eingestellt worden 
sind, nicht hergeleitet werden. 
 
Gericht, Datum, Aktenzeichen, (Alternativ: Fundstelle): LG Traunstein, Urt. v. 07.12.2005 – 3 
O 3142/04 
 
Kurzdarstellung: 
 
Vorliegend streiten die Parteien um einen Schadensersatzanspruch wegen Weiterbehandlung des an 
einem appallischen Syndrom erkrankten Patienten trotz Wunsch des Betroffenen und der Angehörigen 
nach Sterbenlassen. 
 
Das Landgericht hatte insbesondere die Rechtsfrage zu klären, ob trotz der, nach Auffassung des 
Landgerichts strafrechtlich noch nicht völlig geklärten Frage, ob eine Pflegeeinrichtung einen Wach-
komapatienten durch Unterlassen lebenserhaltender Maßnahmen sterben lassen darf, Schadenser-
satzansprüche daraus hergeleitet können, dass die Maßnahmen nicht eingestellt worden sind. 
 
Das Landgericht hat die Klage abgewiesen.  
 
Auszüge aus der redaktionell bearbeiteten Entscheidung: 
 
Der Fall  
 
Der Sohn der Kläger befand sich seit 08.09.1998 im Pflegeheim ... der Beklagten in ... . Er befand sich 
dort aufgrund eines Vertrages vom 10.09.1998, auf welchen Bezug genommen wird.  
 
Der Patient litt an einem appallischen Syndrom und befand sich seit seiner Aufnahme in das Heim der 
Beklagten im Koma. Die Ärzte schätzten seinen Zustand als irreversibel ein.  
 
Die Ernährung des Patienten, mit dem eine Verständigung nicht möglich war, erfolgte über eine Ma-
gensonde. Betreuer des Patienten war der Kläger zu 2).  
 
Während die lebenserhaltende Pflege durch das Personal der Beklagten bis dahin mit Einverständnis 
des Betreuers erfolgt war, änderte mit Zustimmung und Verordnung des behandelnden Arztes ... vom 
14.12.2001 unter Zustimmung und Genehmigung durch den Betreuer die Patientenseite das Pflegeziel 
dahin gehend ab, dass gemäß ärztlicher Verordnung die weitere Zuführung von Nahrung und Flüssig-
keit durch die Nahrungssonde beim Patienten einzustellen sei, damit dieser sterben könne.  
 
Nachdem die beklagte Partei dieser Anordnung nicht Folge leistete, kam es in der Folgezeit zur Durch-
führung eines gerichtlichen Verfahrens mit dem Ziel, dem Sterbewunsch des Sohnes der Kläger, der 
als Folge einer früher geäußerten Meinung des Patienten im Rechtsstreit unstreitig gestellt wurde, 
zum gerichtlich durchsetzbaren Erfolg zu verhelfen.  
 
In dem daraufhin durchgeführten Verfahren 3 O 205/02 Landgericht Traunstein unterlag der Kläger, 
vertreten durch den Betreuer, in 1. Instanz vor dem Landgericht und in 2. Instanz vor dem Oberlan-
desgericht München ( 3 U 5090/02).  
 



Nach Zulassung der Revision gegen das Berufungsurteil des Oberlandesgerichts durch den Bundesge-
richtshof (XII ZR 177/03) verstarb der Sohn der Kläger am 26.03.2004 im Heim der Beklagten. Sein 
Tod ist nicht die Folge der im Klagewege beantragten Sterbehilfe durch die beklagte Partei. Der Pa-
tient befand sich vor seinem Tod vorübergehend noch zu einer Akutbehandlung im Krankenhaus Ro-
senheim, nach deren Beendigung er wieder in das Heim zurückverlegt wurde. Auch wurde ihm nach 
Bestellung eines Ergänzungspflegers und mit dessen Zustimmung im Jahr 2004 nochmals eine Magen-
sonde gelegt.  
 
Die Kläger und die Beklagte erklärten daraufhin den Rechtsstreit 3 O 205/02 übereinstimmend für 
erledigt, woraufhin der Bundesgerichtshof mit Beschluss vom 08.06.2005 die Kosten des vorangegan-
genen Rechtsstreits gegeneinander aufhob. Auf die Entscheidung des Bundesgerichtshofs (NJW 2005, 
2385 = PflR 2005, 411 ff.) und die vorangegangenen Entscheidungen der Tatsachengerichte, die 
ebenfalls veröffentlicht sind, wird Bezug genommen. 
 
Zur Begründung tragen die Kläger vor, dass unter Berücksichtigung der das Vorverfahren abschlie-
ßenden Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs nach Wegfall der medizinischen Indikation für eine 
lebenserhaltende Weiterpflege, bzw. deren entsprechender Änderung und gem. dem Patientenwillen 
kein Konflikt mehr über das Behandlungsziel bestehen konnte und die Weigerung der Beklagten zur 
Befolgung des Patientenwillens, gerichtet auf Erfüllung seines Sterbewunsches objektiv pflichtwidrig 
und subjektiv vorwerfbar gewesen sei. Demgemäß habe der Sohn der Kläger bis zu seinem Tod ent-
gegen seinem über den Betreuer erklärten Patientenwillen einen Zustand schwerster Krankheit erlei-
den müssen, was ihm bei rechtstreuem Verhalten der Beklagten erspart geblieben wäre. Hierin liege 
eine entschädigungspflichtige Verletzung seines Persönlichkeitsrechts einerseits, zum anderen müsse 
durch ein Schmerzensgeld, welches die Kläger ererbt haben, auch ausgeglichen werden, dass der 
Patient nach dem Wechsel des Behandlungsziels 27 Monate lang einen schmerzhaften quälenden Zu-
stand habe erleiden müssen, der einen hohen Schmerzensgeldbetrag rechtfertige. Gemessen an den 
von der Rechtsprechung sonst in vergleichbaren Fällen zugesprochenen Schmerzensgeldbeträgen 
rechtfertige sich zum Ausgleich die geltend gemachte Schmerzensgeldforderung.  
 
Darüber hinaus sei für die Lebensverlängerung in dem Zeitraum zwischen erklärtem Wechsel des Be-
handlungsziels und Tod des Patienten ein erheblicher Betrag an Zuzahlungen aus dem Vermögen des 
Patienten erfolgt. Diese Leistungen wären bei einem früheren Tod des Betreuten nicht zu erbringen 
gewesen und seien nunmehr von den Klägern als ererbter Schadensersatzanspruch geltend zu ma-
chen. Die Pflege sei finanziert worden durch eine relativ hohe Erwerbsunfähigkeitsrente, Zahlungen 
aus der Pflegeversicherung und weiteren Zahlungen aus dem Vermögen des Verstorbenen. Insgesamt 
ergebe sich ausweislich einer beigefügten Aufstellung an Eigenleistungen ein Betrag von 35.052,82 
Euro.  
 
Zur Begründung stützt sich die beklagte Partei zunächst auf ihre Interpretation der Entscheidung des 
12. Zivilsenats des Bundesgerichtshofs in einem anderweitig ergangenen Beschluss vom 17.03.2003 
(NJW 2003, 1588 ff. = PflR 2003, 243 ff.) und die strafgerichtliche Entscheidung des BGH vom 
13.09.1994 (BGHSt 40, 257 ff., sogenannte Kemptener Entscheidung), wonach ein Unterlassen der 
bislang mit Zustimmung des Betreuers durchgeführten künstlichen Ernährung rechtswidrig im straf-
rechtlichen Sinne sei, solange das Grundleiden des betroffenen Patienten nicht nur irreversibel sei, 
sondern der Tod auch nicht in kurzer Zeit eintreten werde. Der verstorbene ... habe sich im maßgebli-
chen Zeitpunkt nicht in einer lebensbedrohlichen Verfassung befunden, seine Grundlebensfunktionen 
seien intakt gewesen, gerade bei einer solchen Fallgestaltung habe der Zivilsenat des Bundesgerichts-
hofs eine von der strafrechtlichen Rechtsprechung noch nicht eindeutig entschiedene Grenzsituation 
für die Indikation zur passiven Sterbehilfe gesehen. Daraus folge auch die Notwendigkeit der Einlei-
tung eines entsprechenden vormundschaftsgerichtlichen Verfahrens, welches im Vorverfahren nicht 
stattgefunden habe.  
 
Hilfsweise beruft sich die beklagte Partei darüber hinaus darauf, dass keine entschädigungspflichtige 
Verletzung des Persönlichkeitsrechts des verstorbenen Patienten, ebenso wenig eine sonstige Grund-
rechtsverletzung oder eine Verletzung der körperlichen Unversehrtheit und des Selbstbestimmungs-
rechts vorliege. Nachdem die Grunderkrankung des Verstorbenen unzweifelhaft nicht in den Verant-
wortungsbereich der Beklagten falle, seien auch die in der Klage aufgeführten Erkrankungen des Ver-
storbenen in der Zeit zwischen 01.01.2002 und dem Tod am 26.03.2004 nicht auf kausale Verlet-
zungshandlungen der Beklagten zurückzuführen. Hinzu komme, dass sich die vom Ergänzungsbe-



treuer im Januar 2004 genehmigte Erneuerung der Magensonde die Beklagte nicht zurechnen lassen 
müsse.  
 
Bezüglich des geltend gemachten materiellrechtlichen Schadensersatzanspruches durch Pflegeauf-
wendungen verteidigt sich die Beklagte hilfsweise mit dem Vortrag, der Kläger zu 2) als seinerzeitiger 
Betreuer habe trotz unstreitiger Bereitschaft der Beklagten weder in eine Vertragsbeendigung einge-
willigt, noch sonst einem Umzug seines Sohnes in eine andere Einrichtung zur letztendlichen Durch-
führung des Sterbewunsches zugestimmt. 
 
Die Kammer hat nach vorangegangener mündlicher Verhandlung den Rechtsstreit gemäß § 148 ZPO 
bis zur abschließenden Entscheidung des Vorverfahrens 3 O 205/02 ausgesetzt. Mündliche Verhand-
lung fand sodann nach Erlass der Entscheidung des Bundesgerichtshofs vom 08.06.2005 am 
07.12.2005 statt.  
 
Die Entscheidung 
 
Die Kläger verlangen Schadensersatz aus Vertrag wegen Pflichtverletzung der Beklagten gemäß § 280 
BGB und aus deliktischem Verhalten gemäß § 823 Abs. 1 Abs. 2 BGB wegen Körperverletzung sowie 
Schmerzensgeld aus ererbtem Recht. Sie sehen auf vertraglichem Gebiet eine Pflicht der beklagten 
Partei zur Beachtung des veränderten Pflegeziels aus dem Heimvertrag, sowie im deliktischem Bereich 
eine Verletzung des Persönlichkeitsrechts ihres verstorbenen Sohnes und dessen körperlicher Integri-
tät durch Fortsetzung der auf lebenserhaltende Pflege gerichteten Behandlung im Pflegeheim.  
 
Beide Ansprüche setzen voraus, dass die beklagte Partei ein Verschulden trifft, bzw. dass sie die nicht 
vertragsgerechte Handlung zu vertreten hat.  
 
Diese Voraussetzung sieht die Kammer nicht als erfüllt an.  
 
Nach allgemeinen Grundsätzen trifft die Klagepartei die Beweislast für die haftungsbegründende und 
die haftungsausfüllende Kausalität, bezogen auf das angestrebte Verfahrensziel.  
 
Im Vorverfahren 3 0 205/02 hatte sich die Kammer mit der Frage auseinanderzusetzen, ob vertraglich 
oder deliktsrechtlich ein Anspruch des zwischenzeitlich verstorbenen Wachkomapatienten ... auf Ster-
behilfe gemäß ärztlicher Verordnung gegeben und durchsetzbar war, nachdem ein Wechsel im Thera-
pieziel von der bisherigen lebenserhaltenden Pflege hin zur Sterbebegleitung durch den Betreuer an-
gezeigt worden war.  
 
Die Kammer hat diesen Anspruch seinerzeit verneint. Das Berufungsgericht (OLG München 3 U 
5090/02) hat das Urteil bestätigt, der im Rahmen der Nichtzulassungsbeschwerde angerufene 12. 
Senat des BGH (XII ZR 177/03 = NJW 2005, 2385) hat in der Sache nicht mehr entschieden, weil es 
infolge des Todes des Patienten am 23.06.2004 zu einer beiderseitigen Erledigungserklärung kam.  
 
Gleichwohl hat der Bundesgerichtshof mit Beschluss vom 08.06.2005 eine Reihe von streitigen Fragen 
aus diesem Verfahren einer Klärung zugeführt, mit denen sich infolge dessen die Kammer nicht noch-
mals zu befassen hat.  
 
Da es sich indes in der ergangenen Entscheidung nicht um ein Sachurteil handelt, bleibt insbesondere 
die Frage offen, ob die Handlungsweise der Beklagten, nämlich die Weigerung, den Wechsel im The-
rapieziel mit eigenen Kräften umzusetzen oder dies durch heimfremde Dritte zuzulassen schuldhaft 
war oder nicht.  
Die Kammer vermag - unbeschadet anderer noch offener Fragen -ein Verschulden nicht zu erkennen.  
 
Dasselbe gilt im Bereich des Vertretenmüssens bei der auf Vertrag gestützten Haftung, denn auch 
dort gelten die Verschuldensmaßstäbe der § 276, § 277, § 278 BGB.  
 
Verschulden liegt nicht allein deswegen vor, weil die Beklagte die wesentlichen äußeren Umstände des 
Geschehensablaufs gekannt hat. Denn sie hat mit ihrer Handlungsweise letztlich weder bewusst noch 
fahrlässig gegen den bestehenden Vertrag, gegen bestehende Gesetze oder das Recht verstoßen.  
 



Zwar kommt es bei einer Betrachtung ex post unter Berücksichtigung der Ausführungen des Bundes-
gerichtshofs im Beschluss vom 08.06.2005 nicht auf eine vormundschaftsgerichtliche Genehmigung 
an. Auch soll der bestehende Heimvertrag bei Beachtung des Wechsels im Therapieziel ohne Rücksicht 
auf Vertragsaufhebung oder Kündigung die Beklagte zur Beachtung des Betreuerwillens, welcher hier 
an die Stelle einer ausdrücklichen Erklärung des Patienten tritt, verpflichten. Schließlich wird dem 
Selbstbestimmungsrecht des betroffenen Patienten der Vorrang vor verfassungsrechtlichen, von der 
Beklagten in Anspruch genommenen Positionen, einem sogenannten Ethikvorbehalt, eingeräumt.  
 
Gleichwohl führt dies im vorliegenden Fall nicht zwangsläufig zur Annahme, die beklagte Partei treffe 
objektiv und subjektiv ein Verschulden.  
 
Verschulden ist das objektiv rechtswidrige (pflichtwidrige) und subjektiv vorwerfbare Verhalten eines 
Rechtssubjekts, wobei im Zivilrecht ein objektiv abstrakter und kein subjektiver Sorgfaltsmaßstab an-
zulegen ist.  
 
Kommt es dabei auf die Beurteilung einer Rechtsfrage an, so ist im Bezug auf den Handelnden oder 
hier auch denjenigen, dem eine Unterlassung angesonnen wird, darauf abzustellen, ob es eine klare 
und für das Rechtssubjekt auch erkennbare und ihn bei Anspannung aller Sinne auch bindende 
Rechtslage gibt. Ist dagegen die Rechtslage - und das ist nach Auffassung der Kammer hier der Fall - 
in besonderem Maße unklar und dem Schuldner eine sofortige Leistung nicht zuzumuten, dann ver-
neint im Gegensatz zur in der mündlichen Verhandlung vertretenen Auffassung der Klagepartei die 
Rechtsprechung ein Verschulden. Dies gilt insbesondere bei zweifelhafter höchstrichterlich noch nicht 
geklärter Rechtsfrage.  
 
Bei normativer Bewertung der Handlungsweise der Beklagten ist zu beachten, dass die bis heute in 
Recht und Gesellschaft höchst umstrittene Frage der Sterbehilfe weder gesetzgeberisch geregelt, noch 
von der Rechtsordnung abschließend geklärt ist. Soweit einzelne Fragen im Beschluss des Bundesge-
richtshofs vom 08.06.2005 und der vorangegangenen Entscheidung vom 17.03.2003 (BGHZ 154, 205 
= PflR 2003, 411 ff.) geklärt worden sind, ist dies insbesondere bezüglich des vorliegenden Falles mit 
Beschluss vom 08.06.2005 nach dem Tod des Patienten geschehen. Die meisten rechtlichen Fragen 
des Vorverfahrens waren bis dahin und sind es auch teilweise jetzt noch höchst umstritten. Demge-
mäß hat auch die Entscheidung des Bundesgerichtshofs in der Literatur nicht nur Zustimmung, son-
dern auch Ablehnung erfahren.  
 
Der Beklagten kann demgemäß nicht entgegengehalten werden, sie hätte sich rechtlichen Rat ander-
weitig einholen sollen, können oder müssen. So hat weder das zuständige Vormundschaftsgericht im 
Rahmen seiner allgemeinen Aufsichtspflicht nach den Vorschriften der § 1908 Abs. 1 Satz 1 in Verbin-
dung mit § 1837, 1836 BGB aufsichtsrechtlich Stellung genommen oder sachlich im Rahmen des § 
1904 BGB entschieden (diese Frage war bis zur BGH-Entscheidung vom 08.06.2005 durchaus streitig), 
noch haben die angerufenen Tatsachengerichte in der Sache gegen die Beklagte entschieden. Sie 
haben vielmehr die normative Wertung der Beklagten für ihr eigenes Handeln bestätigt.  
 
Letztendlich hat aber auch der Bundesgerichtshof in seiner Entscheidung vom 08.06.2005 die Kernfra-
ge offen gelassen, ob das Personal der Beklagten und damit die Beklagte im Fall ihres Obsiegens im 
Ausgangsverfahren nicht zivilrechtlich zu einer möglicherweise mit den Geboten des Strafrechts im 
Widerstreit stehenden Verhalten verurteilt hätte werden müssen.  
 
Diese etwas überraschende Wende in der Beschlussbegründung hat ihren Grund ersichtlich in der auf 
strafrechtlichem Gebiet noch nicht abgeschlossenen Diskussion insbesondere der Frage, inwieweit die 
Sterbehilfe abhängig ist von einem beginnenden oder absehbaren Sterbevorgang oder ob sie bei in-
fauster Prognose angesichts zweifelfrei ermittelten Willens des Betroffenen auch bereits früher einset-
zen darf. Auch die letztere Frage bedarf in jenen Fällen, in denen der Wille des Patienten durch mit 
dem Arzt abgestimmte Betreuererklärung ersetzt wird noch einer eindeutigeren Klärung in Gesetz oder 
Rechtsprechung. Im letztgenannten Zusammenhang bedarf auch die Frage näherer Durchleuchtung, 
ob und inwieweit ein mutmaßlicher Wille eines infaust Erkrankten und seit langer Zeit im Wachkoma 
liegenden Patienten nach anfänglicher übereinstimmender lebenserhaltender Pflege im Streitfall pro-
zessual unstreitig gestellt werden kann. Denn durch eine solche Unstreitigstellung tritt zu der für die 
Weichenstellung gemäß BGH-Rechtsprechung erforderlichen übereinstimmenden Verfahrensanord-
nung zwischen Betreuer und behandelndem Arzt letztendlich auch noch ein Dritter auf den Plan, vor-



liegend die Beklagte als behandelndes Heim, die indes im vorliegenden Fall - aus welchen Gründen 
auch immer den mutmaßlichen Sterbewillen des Patienten außer Streit gestellt hat.  
 
Insgesamt stellt sich aber die Problemstellung aus der hier maßgeblichen Sicht der beklagten Partei 
deshalb als besonders gravierend dar, weil letztendlich der Patient ... bis ganz kurz vor seinem Tod in 
einem gesundheitlichen Zustand befand, der zwar irreversibel aus ärztlicher Sicht aber nicht lebensbe-
drohlich war. Das wird in concreto besonders deutlich angesichts seiner Verlegung aus dem Heim der 
Beklagten in das Akutkrankenhaus Rosenheim mit anschließender Rückverlegung aus Anlass einer 
vorübergehenden Akuterkrankung, ebenso durch das erneute Setzen einer Magensonde noch im Ja-
nuar 2004, in diesem Fall mit vormundschaftsgerichtlicher Genehmigung nach Bestellung eines Ergän-
zungspflegers, also auch unter staatlicher Aufsicht.  
 
Wenn also Menschen selbst bei infauster Prognose nicht aus dem Schutzbereich des Art. l Grundge-
setz entlassen werden (BGH NJW 1995, 204, 205), so stellt sich zwangsläufig die Frage, ob und wie 
ihrem zweifelsfrei geäußerten Willen entsprechend Hilfe zum Sterben geleistet werden darf und ggf. 
auch muss. Die Entscheidung des ersten Strafsenats des Bundesgerichtshofs im sogenannten Kemp-
tener Fall hatte die strafrechtliche Frage zu klären, inwieweit diese Hilfe geleistet werden darf, ohne 
dass strafrechtlich eingeschritten werden muss. Die Klägerseite nimmt die Ausführungen in dieser 
Entscheidung zum Anlass, daraus abzuleiten, dass aus dem straflosen Dürfen bei zweifelsfrei gegebe-
nem Patientenwillen daraus auch ein rechtliches Müssen mit der Folge zivilrechtlicher Durchsetzbarkeit 
zu folgern ist. Die vom Strafsenat des BGH hierzu geäußerte Auffassung, ein Behandlungsabbruch sei 
umso eher vertretbar, je weniger die Wiederherstellung eines ... menschenwürdigen Lebens zu erwar-
ten ist und je kürzer der Tod bevorsteht, ist für die Betrachtung des rechtlichen Müssens in zivilrechtli-
cher Sicht dabei zwar hilfreich, lässt aber zugleich jene Zweifel bestehen, die den 12. Zivilsenat des 
Bundesgerichtshofs bewogen haben, diese Frage ausdrücklich offen zu lassen. Dies wird deutlich in 
einer den Beschluss vom 08.06.2005 authentisch interpretierenden Äußerung der Vorsitzenden des 
12. Zivilsenats in DRZ 2005, 244 ff., wo es am Ende unter Bezug auf den vorliegenden Fall heißt:  
„Andererseits kann der Beklagte bzw. dessen Personal aber nicht zivilrechtlich zu einem möglicherwei-
se mit den Geboten des Strafrechts in Widerstreit stehenden Verhalten verurteilt werden. Da die straf-
rechtlichen Grenzen einer zulässigen Sterbehilfe dem 12. Zivilsenat auch im Hinblick auf die bisherige 
Rechtsprechung der Strafsenate und die gegenwärtig bestehende Diskussion über die Sterbehilfeprob-
lematik nicht hinreichend erklärt erscheinen, sich diese Fragen aber nicht im Rahmen einer Kostenent-
scheidung klären lassen, hat der Senat die Kosten beiden Parteien zu gleichen Teilen auferlegt.“ 
 
Im Ergebnis in ähnlichem Sinne äußert sich in einem Aufsatz zu den rechtlich-ethischen Aspekten der 
Sterbehilfe der frühere Vorsitzende des 3 . Strafsenats des Bundesgerichtshofs ... (DRZ 2005, 257 ff.), 
wenngleich insgesamt kritisch zur Entscheidung des 12. Zivilsenats wenn er ausführt (a. a. O., Seite 
261):  
„Die vom Bundesgerichtshof nicht eindeutig entschiedene Frage wann eine irreversible tödliche Er-
krankung vorliegt, die bei entsprechendem ausdrücklich vorweg erklärten oder mutmaßlichen Willen 
den Verzicht auf lebenserhaltende Maßnahmen zulässt, muss im Interesse der Rechtssicherheit für die 
Beteiligten der Gesetzgeber beantworten.“ 
 
Der Gesetzgeber hat indes bislang die Frage nicht beantwortet. Zwar liegt ein Referentenentwurf vor, 
der die Fragen der Form einer Patientenverfügung und deren fortdauernde Wirksamkeit über den 
Verlust der Einwilligungsfähigkeit hinaus regeln soll, jedoch ist dieser Entwurf bislang nicht geltendes 
Recht geworden, ebenso wie anderweitige Vorschläge zur Reform, beispielsweise des § 1904 BGB.  
 
Bei diesem Stand der Diskussion kann die Kammer nicht erkennen, dass die normative Bewertung der 
Beklagten hinsichtlich ihres eigenen Handels oder Unterlassens im maßgeblichen Zeitpunkt die Merk-
male objektiver Pflichtwidrigkeit und darüber hinaus subjektiv erkennbarer schuldhafter Rechtswidrig-
keit trug und damit Schadensersatz und Schmerzensgeldansprüche auszulösen geeignet war.  
 
Nachdem die Klage aus den genannten Gründen bereits dem Grunde nach abzuweisen war, kommt es 
auf weitere offene Fragen, wie es sich zueinander verhält, dass nach mehrjähriger lebenserhaltender 
Pflege mit Zustimmung und gemäß dem Willen der Betreuung aber angesichts der nunmehr im neuen 
Verfahren vorgetragenen massiven Verletzung des Persönlichkeitsrechts des verstorbenen Patienten 
und der als massive Körperverletzung dargestellten Lebensverlängerung durch die Behandlungspflege 
die Ablehnung der angebotenen Vertragsauflösung, die Verlegung des Patienten in ein Hospiz oder in 



eine anderweitige Institution zur Durchsetzung seines Patientenwillens sich verhalten. Auch eine Aus-
einandersetzung mit der Frage der Bemessung von Schmerzensgeld für einen Wachkomapatienten, 
dessen das Schmerzensgeld auslösende lebensverlängernde Weiterbehandlung im Rahmen bisheriger, 
vertraglich vereinbarter Behandlungspflege liegt, kommt es verfahrensentscheidend nicht an.  
 
Praxistipp: 
 
Der Entscheidung des Landgerichts kann nicht zugestimmt werden. 
 
Unzutreffend ist die Feststellung des Landgerichts, dass die Strafrechtslage noch nicht völlig geklärt 
ist. Tatsächlich ergibt sich aus der höchstrichterlichen Grundsatzentscheidung des 1. Strafsenats des 
Bundesgerichtshofs vom 13.09.1994 (BGHSt. 40, 257 ff.; sogenannte „Kemptener Entscheidung“) 
eine, insbesondere auf den vorliegenden Fall bezogene eindeutige Rechtslage. Selbst das Landgericht 
Traunstein hätte daher erkennen müssen, dass der vorliegende Fall genau jenem Fall entspricht, der 
der Kemptener Entscheidung zugrunde lag.  
Der erste Leitsatz der Entscheidung des 1. Strafsenats des Bundesgerichtshofs lautet: „Bei einem un-
heilbar erkrankten, nicht mehr entscheidungsfähigen Patienten kann der Abbruch einer ärztlichen 
Behandlung oder Maßnahme ausnahmsweise auch dann zulässig sein, wenn die Voraussetzungen der 
von der Bundesärztekammer verabschiedeten Richtlinien für die Sterbehilfe nicht vorliegen, weil der 
Sterbevorgang noch nicht eingesetzt hat. Entscheidend ist der mutmaßliche Wille des Kranken.“ 
 
Unzutreffend ist ebenfalls die Feststellung des Landgerichts, dass ein Pflegeheim im Jahr 2002 über 
die Strafrechtslage unverschuldet irren durfte. Dies ergibt sich aus der Tatsache, dass die „Kemptener 
Entscheidung“ in allen einschlägigen Pflegefachzeitschriften zum Teil mit ausführlichen Anmerkungen 
publik gemacht worden ist. Darüber hinaus hat die Fachzeitschrift PflegeRecht seit 1997 immer wieder 
auf die „Kemptener Entscheidung“ hingewiesen. Auch in dem in den stationären Pflegeeinrichtungen 
weit verbreiteten sechsbändigen „Handbuch des Pflegerechts“ ist die „Kemptener Entscheidung“ ver-
öffentlicht. Das Landgericht hätte somit feststellen müssen, dass man über die Strafrechtlage bei zu-
mutbarem Informationsgrad im Jahr 2002 nicht irren konnte. Daran kann auch der Umstand nichts 
ändern, wenn Jahre später dem 12. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs die Rechtsprechung der Kolle-
gen des 1. Strafsenats des Bundesgerichtshofs unklar erscheint.  
 
Die vorliegende Entscheidung zeigt einmal mehr und in aller Deutlichkeit, wie dringlich eine Aufnahme 
des geltenden Rechts in das Strafgesetzbuch und in das Bürgerliche Gesetzbuch ist.  
 
(Bearbeitet von Rechtsanwalt Prof. Robert Roßbruch) 
 
Anm. der Redaktion: Das Oberlandesgericht München hat die Berufung der Kläger mit Urteil vom 
26.04.2006 zurückgewiesen. 
 


